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Beim Thema Bezahlkarte für Geflüchtete, wie sie unter anderem in
Würselen diskutiert wird, scheiden sich die Geister.

Befürworter der Bezahlkarte sehen eine Reihe von Vorteilen: Die Karte
reduziere beispielsweise die Möglichkeit, Sozialleitungen an Angehörige ins Heimatland
zu überweisen, sie könne für bestimmte Ausgaben (Glücksspiel, sexuelle
Dienstleistungen, Alkohol) gesperrt werden, bürokratische Prozesse würden durch die
Digitalisierung abgebaut, weniger Bargeld bedeute einen höheren Schutz vor Diebstahl
und Überfall. In NRW werden Bezahlkarten in Form einer Visa-Debit-Karte seit Anfang
Januar 2025 an Geflüchtete ausgegeben. Den Kommunen steht das Recht auf individuelle
Ausgestaltung bis hin zur völligen Ablehnung zu. Und genau darauf setzt die Würselener
Initiative. 

WÜRSELEN 

Die Initiative spricht sich in ihrem offenen Brief eindeutig gegen die Einführung der
Bezahlkarte in Würselen aus. Dieser Brief liegt seit rund einer Woche dem Bürgermeister,
dem Leiter des Sozialamtes und allen Ratsmitgliedern vor. Eine Entscheidung der Stadt
Würselen, ob sie die Bezahlkarte einführt oder von ihrem Opt-Out-Recht (die
Entscheidung dagegen) Gebrauch macht, wird in naher Zukunft erwartet. Zwischen den
Kommunen des Nordkreises finden momentan bereits intensive Gespräche zum Thema
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statt. Zu den Unterzeichnern des dringenden Appells gegen die Bezahlkarte gehören der
Förderkreis Asyl Würselen, der Verein Türöffner, der Deutsche Kinderschutzbund
Ortsverband Würselen, der Integrationsrat, der Förderverein Stadtbücherei und das
Aktionsbündnis „Würselen ist bunt“. 

Der offene Brief erinnert einleitend an das unverändert geltende Leitbild der
Stadtverwaltung Würselen, Chancengleichheit aller Bevölkerungsgruppen zu garantieren.
Dieses Leitbild schließt explizit das geschlossene Eintreten der Politik gegen jede Form
von Diskriminierung ein. Die Einführung der Bezahlkarte sei mit diesem Leitbild aber
unvereinbar, weil damit eine Personengruppe diskriminiert werde, heißt es im Brief: „Die
Bezahlkarte schränkt die gesellschaftliche Teilhabe und damit die Integration
geflüchteter Menschen in Würselen stark ein.“ Die damit zusammenhängende
eingeschränkte Selbstbestimmung bedeute gleichzeitig eine Einschränkung der
Grundrechte und damit auch der Menschenwürde. Es folgen weitere Argumente gegen
die Bezahlkarte: Über das Geld könne mit der Karte nicht frei verfügt werden, der Zugang
zu Bargeld werde stark begrenzt (vermutlich auf 50 Euro) und Überweisungen seien nur
eingeschränkt möglich. Den Einsatz der Bezahlkarte auf bestimmte Waren zu
beschränken (also bestimmte Waren auszuschließen), wird im Brief als
„verfassungsrechtlich äußerst fragwürdig“ eingestuft. Als zentrales Argument gilt den
Unterzeichnenden, die Bezahlkarte vermittle den Nutzern das Gefühl, Menschen zweiter
Klasse zu sein.

„Man will den Geflüchteten mit der Bezahlkarte das Leben so schwer wie möglich
machen“, vermutet Jürgen Hohlfeld vom Förderkreis Asyl. „Geflüchtete oder
Asylbewerber kaufen sehr häufig in der Tafel ein, da dort nur zehn Prozent des
Warenwertes zu entrichten sind. Allerdings kann man in der Tafel nur bar bezahlen. Auf
normale Geschäfte auszuweichen, wäre eine zu große finanzielle Belastung für die
Geflüchteten.“ Carin Renzelmann vom Verein Türöffner ergänzt, dass durch Einkäufe auf
Flohmärkten und in Secondhand-Läden viel Geld eingespart werden könne, aber dort
Karten generell nicht akzeptiert würden. Auch ein Handy-Vertrag könne nicht ohne
Möglichkeit der Überweisung abgeschlossen werden.

Ursula Best (Tafel Würselen): „Wir sind aus vielen Gründen gegen die Bezahlkarte, auch
weil wir befürchten, dass sie missbraucht werden könnte. In der Vergangenheit ist es
schon vorgekommen, dass Betrüger den Geflüchteten ihre Gutscheine gegen Bargeld
abgekauft haben, und zwar keinesfalls 1:1, sondern für 30 bis 50 Prozent des Gutschein-
Wertes.“ Christa Ross vertritt den Förderverein Stadtbücherei. Sie hat ihre anfängliche
Meinung zur Bezahlkarte geändert: „Zunächst war ich sehr skeptisch, ob die Karte
tatsächlich so menschenverachtend ist, wie behauptet wird. Wenn man dann aber mit
den Beteiligten und Betroffenen spricht, hört man aber genau das und nichts anderes.“ 



Der offene Brief der Initiative geht nicht auf Argumente ein, die für eine Einführung der
Bezahlkarte sprechen, sie werden mit keinem Wort erwähnt. „Ich glaube, dass sogar die
Politik keine faktisch haltbaren Argumente für die Einführung der Karte liefern kann“,
erklärt Christel Schwenger (Förderverein Asyl). „Wir verstehen uns als Vertretung der
Geflüchteten, argumentieren daher ausschließlich aus deren Perspektive und gehen auf
die Position der Gegenseite nicht ein.“ 


